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Verhandlungen
des Vereinigten ſtändiſchen Ausſchuſſes zu Berlin

am 19. Januar 1848.
Die Vorleſung des Protokolls veranlaßte einige Berich-

tigungen, welche unter Anderem auch die Rede des Land-
tagskommiſſars betrafen. Jn den daruüber ſtattfindenden
Erorterungen äußerte der Kommiſſar: Uebrigens lege ich
auf die Ausdrucke des Protokolls keinen zu großen
Werth, da die Stenographieen die Worte der Redner wie
dergeben und ſonſt die Protokolle erklären und ergän-
zen müſſen.“ Dagegen legten die Abgeordneten Graf
Galen und von Saucken-Tarputſchen Verwahrung
ein indem ſie unter Zuſtimmung des Kommiſſars die Pro-
tokolle als den von der Verſammlung konſtatirten einzigen
offiziellen Ausdruck, an dem in keinem Falle und keiner
Perſon, wer ſie auch ſei, eine Nachtragung oder Aenderung
geſtattet ſei bezeichneten.

Den Buchhändlern Reimarus und Decker wurde die
erbetene Erlaubniß zum beſondern Abdruck und zur Heraus-
gabe der ſtenographiſchen Berichte uüber die Verhandlungen
des Vereinigten Ausſchuſſes ertheilt und dann zur Tages-
ordnung uübergegangen.

9. 4. „Wenn ein Verbrechen gegen den preußiſchen
Staat verubt, der Angeſchuldigte aber im Auslande ent-
weder freigeſprochen oder gelinder geſtraft wird, als nach
den preußiſchen Geſetzen zuläſſig iſt, ſo ſoll ein neues
Strafverfahren vor den preußiſchen Gerichten gegen den
Angeſchuldigten eingeleitet werden ohne Unteerſchied, ob
derſelbe ein preußiſcher Unterthan oder ein Ausländer iſt.
Jnſofern jedoch nach preußiſchen Geſetzen auf Freiheitsſtrafe
oder Geldbuße zu erkennen iſt, muß vom Richter auf die
bereits im Auslande erlittene Strafe Rückſicht genommen
werden.

Die Abtheilung äußerte ſich über dieſen Paragraphen
folgendermaßen:

Außer den Bedenken, welche von der Minorität der Ab
theilung gegen die Beſtimmungen des H. 3 erhoben und gegen
die Anwendung der Beſtimmungen des H. 4 auf Ausländer

eben ſo geltend gemacht worden ſind, wurde gegen die Zuläſſig-
keit eines neuen Straf-Verfahrens gegen Angeſchuldigte, welche
ſchon wegen deſſelben Verbrechens in Unterſuchung geſtanden
haben und über welche bereits erkannt worden ſei, erinnert,
daß eine derartige Beſtimmung gegen den Grundſatz verſtoße,
wonach Verbrecher, über welche erkannt worden, nicht nochmals
wegen derſelben That vor Gericht geſtellt werden dürfen wenn
dies in Erkenntniſſen nicht vorbehalten worden ſei. Eine drin-
gende Veranlaſſung, von dieſem Grundſatze abzuweichen, liege
nicht vor, da kein beſonderer Nachtheil zu beſorgen ſtehe, wenn
nicht die ganze Strenge des preußiſchen Strafgeſetzes die Ver
brecher im Auslande träfe oder dieſelben in einzelnen Fällen
vielleicht zur Ungebühr freigeſprochen würden. Ferner wurde
auf die Schwierigkeit der Beweis Aufnahme bei einem Verfah
ren nach den Beſtimmungen des 9. 4 und auf den in den
meiſten Fällen deshalb zweifelhaften Erfolg aufmerkſam gemacht.

Aus denſelben Gründen, welche die Majorität bei den Be
ſchlüſſen zu 9. 3 geleitet haben, iſt von der Abtheilung mit 8
gegen 3 Stimmen der Antrag abgelehnt worden,

die Beſtimmung des 9. 4 ganz aus dem Strafgeſetzbuche
zu ſtreichen,

die Abtheilung erklärt ſich vielmehr für Beibehaltung dieſer Be
ſtimmung, jedoch mit der Modifikation,

daß dieſelbe nur fakultativ gefaßt werde.
Derſelbe Grund, welcher für die fakultative Faſſung des

3 ſpricht, gilt auch hier, und die Abtheilung ſchlägt vor,
anzutragen, daß dem entſprechend die Beſtimmung des 9. 4
geändert werde.

Der Miniſter von Savigny erklaärte, die Regierung
könne mit dem Antrage der Abtheilung nur zufrieden ſein.
Gegen den Entwurf ſprachen viele Abgeordnete, insbeſon
dere Naumann, Saucken, Neumann, Auerswald,
Abegg u. a. Die weſentlichſten Einwendungen laſſen ſich
ſo zuſammenfaſſen: Bei der Strafe kommt es nicht ſowohl
auf die Härte derſelben als darauf an, daß der Verbrecher
zum Bewußtſein ſeiner Schuld und zur Erkenntniß ſeiner
Strafwurdigkeit gelangt. Das Straferkenntniß ſtellt ein
abſolutes Recht dar, und das, was erkannt iſt, macht die
angemeſſene Strafe aus. Ein abermaliger Prozeß gegen
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den welcher in derſelben Angelegenheit vor Gericht geſtan
den und gebüßt hat, iſt ein Eingriff in die Strafgewalt
des Auslandes, der fur die Beziehungen zum Auslande
von unangenehmen Konflikten begleltet iſt. Preußen ver
liert nichts von ſeiner Ehre und Wurde, wenn Falle vor
kommen, in denen das Ausland milder ſtraft, als es in
Preußen ſelbſt geſchieht. Dagegen aber behaupteten die
Organe der Regierung und mehtere Abgeordnete, daß die-
ſer Paragraph mit dem vorhergehenden im engſten Zuſam
menhange ſtehe und es ein Zeichen von Jnkonſequenz ware,
wenn die Verſammlung auf den Wegfall deſſelben antragen
wollte. Jn der Abſtimmung wurde daher der Vorſchlag,
den ganzen Paragraphen zu ſtreichen, abgelehnt, weil er
nicht die erforderliche Zahl von zwei Drittel gefunden hatte,
und der Vorſchlag der Abtheilung angenommen.

5. 5 6. Auf Verbrechen preußiſcher Militalrper-
ſonen finden die allgemeinen Strafgeſetze nur in ſo weit
Anwendung, als nicht die Militairgeſetze ein Anderes be
ſtimmen (9. 6). Das Recht des Beſchädigten auf Scha-
denerſatz iſt von der Beſtrafung des Verbrechens unabhan-

ig.

z Die Abtheilung hat keinen Antrag geſtellt. Es wurde
aber in der Verſammlung ausgeſprochen, daß die Allegi-
rung des Militairgeſetzes nicht hier, ſondern im Einfuüh-
rungspatent erfolgen und deswegen hier wegfallen muſſe.
Eben ſo gehöre die Vorſchrift uber das Recht des Beſcha
digten auf Schadenerſatz in die Straf-Prozeßordnung oder
in das Civilrecht. Einen weſentlichen Mangel hob aber der
Abgeordnete v. Saucken-Tarputſchen hervor, und wenn er
ſeinen von vielen Seiten unterſtutzten Antrag zuruückzog, ſo
geſchah es nur, weil die Organe der Regierung den von
ihm angeregten Mangel an Uebereinſtimmung zwiſchen dem
Militair- und Burgerſtrafrecht nicht in Abrede ſtellen und
Hoffnung auf Beſeitigung deſſelben machten. Von Sau-
cken-Tarputſchen ſprach:

Jch muß bedauern, bei dem Abtheilungs- Gutachten kei-
nen Proteſt gegen dieſen Paragraphen zu finden. Jch erkenne
den preußiſchen Soldatenſtand nicht als einen abgeſonderten
Stand im Staate, der Soldat bleibt vielmehr Staatsbürger
vor wie nach, jeder Staatsbürger muß Soldat werden, welchem
Gott einen geſunden Körper gegeben hat. Jch ſehe nicht ein,
warum der Soldat, ſo lange er im Dienſte iſt, nicht denſelben
Strafbeſtimmungen für gemeine Verbrechen oder Vergehen un-
terlegt werden ſoll, wie jeder andere Bürger. Es iſt das um
ſo wichtiger, als er nur kurze Zeit im Militärdienſte ſteht, die
Strafarten andere ſind und oft die Strafen bis in ſein bürger-
liches Leben hinüberreichen, die er als Militär empfangen hat.
Es ſind in beiden Geſetzen, in dem des Militärs (Kriegs Ar-
tikel) und in dem vorliegenden Strafgeſetz Entwurf, ſo verſchie
denartige Strafen auf die ich mir im Einzelnen erlauben will,
aufmerkſam zu machen. Es iſt z. B. in dem vorliegenden
Strafgeſetz- Entwurf noch davon die Rede, daß bei einer au-
ßerordentlichen Strafe die einer erlitten hat, bei dem Wieder-
holungsfalle eine verſchärfte Strafe angewendet werden ſoll,
während es nach den Militärgeſetzen nur bei einer ordentli-
chen Beſtrafung ſtattfinden ſoll. Auf dieſe Fälle will ich we
niger Werth legen, weil, wenn wir Oeffentlichkeit und Münd-
lichkeit erhalten, wie uns zugeſichert worden iſt, ſie weniger be
deutend ſind indem dann auch im Civilrecht nur ordentliche
Strafen angewandt werden. Es giebt aber andere bedeutende
Unterſchiede. So ſtellt das Strafgeſetzbuch für gemeinen Dieb-
ſtahl die geringſte Strafe auf 6 Wochen und ſo weiter ſteigend,
das Militärſtrafgeſetz aber hat für Diebſtahl die höchſte Strafe
nur mit der niedrigſten des Bürgers gleich und Vergehen oder

h

Verbrechen die in Gemeinſchaft von Militär und Civil Per
ſonen begangen, werden vor verſchiedenen Gerichtshöfen verhan

delt und nach anderer Strafbeſtimmung geahndet, was dem
Rechtsbegriffe eine ſehr unſichere Baſis giebt. Jch ſehe nicht
ein, warum Verbrechen, wenn ſie ein Soldat begeht, weniger
bedeutend ſein ſollen. Es iſt der Militärſtand ein ſo ehrenhaf
ter, daß Verbrechen, von ihm begangen, nicht milder behandelt
werden ſollten, im Gegentheil ſollen nach der Ehrenhaftigkeit,nach ſeiner Stellung und Budung des Menſchen, die Strafen

erhöht werden. Jch bin alſo der Meinung und erlaube mir
den Antrag, daß alle Militärs bei allen Vergehen, die in die
ſem Geſetze mit Strafe bedroht werden, auch demſelben unter
worfen und nur bei Disziplinar-Vergehen nach dem Kriegsge-
ſetze beſtraft werden. Es kann nicht zweifelhaft ſein, welche
Vergehen als Disziplinarvergehen, und welche als gemeine Ver
gehen angeſehen werden ſollen. Wir haben etwas Aehnliches
auch bei allen Beamten, wo auch den Behörden das Urtheil
darüber überlaſſen iſt. Jch würde mir alſo den Antrag erlau
ben: „auf Verbrechen preußiſcher Militärperſonen die nicht
blos Dienſtvergehen ſind, findet das allgemeine Strafgeſetz gleich
falls Anwendung, auch wird der beſondere Gerichtsſtand des
Militärs rückſichtlich aller nach dieſem Geſetze mit Strafe be
drohter Handlungen aufgehoben. Jch weiß nicht, ob der An
trag Unterſtützung findet.

Der Juſtizminiſter Uhden entgegnete:
Wenn von dem Redner geſagt worden iſt, daß nach den

Kriegsartikeln, wie ſie zuletzt erſchienen ſind, ſich eine materielle
Differenz mit dem vorgelegten Geſetzentwurf ergebe, ſo halte
ich den Antrag allerdings nicht für unbegründet, daß, in ſo-
weit von gemeinen Verbrechen die Rede iſt, die Kriegsartikel
ebenfalls einer Abänderung unterworfen werden müſſen. Wie
die Kriegsartikel erſchienen, war dieſer neue Strafgeſetzentwurf
noch nicht vorgelegt, und man hat ſie daher mit dem damals
beſtehenden Recht in Einklang bringen müſſen. Wird dieſes ge
ändert, ſo verſteht es ſich von ſelbſt, daß mit Publication die-
ſes Entwurfs auch eine Modification der Kriegsartikel wegen
der gemeinen Verbrechen erfolgen muß, und die Soldaten in
dieſer Beziehung den Civiliſten gleichgeſtellt werden müſſen.
Was endlich den Antrag betrifft, den Militärgerichtsſtand auf
zuheben, ſo iſt das nicht ein Gegenſtand, der uns jetzt zur Be
rathung vorliegt. Jch glaube, daß darüber zunächſt eine be-
ſondere Petition an Seine Majeſtät den König gerichtet werden
müßte. Ueber die Sache ſelbſt kann aber, meines Erachtens,
die hohe Verſammlung für jetzt weder diskutiren, noch beſchließen.

Nachdem dieſes Thema der materiellen Differenz zwi-
ſchen dem militairiſchen und bürgerlichen Strafcodex von
andern Mitgliedern und den Vertretern des Gouvernements
fur und wider, aber ohne erheblich Neues vorzubringen,
beſprochen war, nahm die Verſammlung mit Beſeitigung
aller Einwände die beiden Paragraphen unverändert an.
Die kurze Erörterung uber den letzten Paragraphen wurde
durch umfaſſende und intereſſante Mittheilungen uüber die
Vorlagen welche die Abtheilung zur Jnformation über den
Strafgeſetzentwurf von der Regierung erhalten hatte oder
zu erlangen wunſchte, um etwas verlaängert.

Zweiter Titel. Von den Strafen.
Die Abtheilung äußerte ſich im Allgemeinen uber den

zweiten Titel, wie folgt:
Das in der Rhein-Provinz geltende Strafgeſetz unterſcheidet

zwiſchen Verbrechen, Vergehen und Polizei-Uebertretungen. Dieſe
dreigliedrige Eintheilung beruht materiell auf der Verſchieden
artigkeit der ſtrafbaren Handlungen an welche ſich die dreifach
geſchiedene Prozeßform anſchließt. Nach dieſer Dreitheilung hat



ſich in der Rhein Provinz der Sprachgebrauch gebildet, und
mit Bezug auf ſie wird nach dem Rechtsbewußtſein des Volkes
über die Schwere der ſtrafbaren Handlungen gerichtet.

Jn den vorliegenden Geſetz Entwurf iſt dieſe Dreitheilung
formell nicht aufgenommen worden und um dei dem Aufge-
ben dieſer Theilung die für das Stragfverfahren in der Rhein-
Provinz beſtehenden Prozeßformen nicht zu alteriren iſt in dem
Entwurfe des Geſetzes über die Kompetenz und das Verfahren
in Strafſachen der Gerichte in dem Bezirke des rheiniſchen Ap
pellations Gerichtshofes zu Köln die Kompetenz der verſchiede
nen Gerichte nach der Abſtufung der Strafen, und zwar hier
nach der im rheiniſchen Rechte bisher maßgebenden dreigliedri-
gen Eintheilung der ſtrafbaren Handlungen, an die Spitze ge
ſtellt. Es iſt nicht einleuchtend, weshalb, wenn in Bezug auf
das Prozeßverfahren im Weſentlichen die Dreitheilung beibehal-
ten worden iſt, die Begränzung in namentlich geſonderte Ka-
tegorien im Strafgeſetzbuche ſelbſt nicht aufgenommen werden
ſoll. Darin daß ſich der Sprachgebrauch daran gewöhnt und
daß ſich das Gefühl und das Bewußtſein des Volkes über die
Schwere der ſtrafbaren Handlungen danach gebildet hat, liegt
ein unabweislicher Grund, die Dreitheilung im Jntereſſe der
Rhein Provinz beizubehalten. Jm Jntereſſe aller übrigen Lan-
destheile aber liegt es, dieſelbe Dreitheilung in das Strafgeſetz
buch aufzunehmen, weil der Erfolg, welchen dieſe Theilung in
jenem Landestheile gehabt hat, als ein erſprießlicher angeſehen,
weil es für eine Aufgabe der Geſetzgebung erachtet werden muß,
durch beſtimmte Ausdrücke die Schwere der mit Strafe bedroh
ten Handlungen kenntlich zu machen und es zu erleichtern,
daß ſich im Volke eine beſtimmte Erkenntniß derſelben bilde,
wie ſie in der Rhein Provinz beſteht, in den übrigen Landes-
theilen aber vermißt wird.

Wenn nun nach dem Syſtem des vorliegenden Entwurfs
durch Einführung der Dreitheilung ein von dem Entwurfe an-
erkanntes Prinzip nur beſtätigt, keinesweges aber ein Grund-
ſatz deſſelben angegriffen wird, ſo ſpricht für die durchgreifende
formelle Sonderung noch der Umſtand, daß ähnliche Jnſtitu-
tionen, wie ſie die Rhein Provinz beſitzt, als dringendes Be
dürfniß auch für die übrigen Landestheile erkannt werden, daß
eine Annäherung an dieſelben bereits durch das nach dem Ge-
ſetze vom 17. Juli 1846 bei dem Kammergerichte und dem
Kriminalgerichte zu Berlin eingeführte Strafverfahren ſtattge-
funden hat, bie Ausdehnung deſſelben Verfahrens für einen
größeren Umfang zu gewärtigen ſteht, daß die Fortbildung die
ſes Verfahrens zu gleichen oder ähnlichen Jnſtitutionen führen
wird, wie ſie in der Rhein Provinz beſtehen, und daß es da-
her gerathen erſcheint, das materielle Strafgeſetz mit den For-
derungen in Einklang zu bringen, die, wie ſie für die Rhein
Provinz ſich ſchon gegenwärtig herausſtellen, ſich ſpäter für
den ganzen Umfang des Staates geltend machen werden.

Die Abtheilung ſchlägt einſtimmig vor,
den Antrag zu ſtellen entweder an der Spitze des
zweiten Titels oder an einer anderen Stelle folgende
Beſtimmung in das Strafgeſetzbuch aufzunehmen:

„„Handlungen deren Strafe der Tod oder das
Zuchthaus oder Freiheitsſtrafe von mehr als fünf
Jahren iſt, ſind Verbrechen
„„Handlungen deren Strafe Gefängniß oder Straf-
arbeit von kürzerer Dauer iſt, ſind Vergehen
„„Handlungen, deren Strafe bloße Geldbuße oder
Polizeihaft iſt, ſind Polizei Uebertretungen.“

Jch habe um das Wort ge
um den Grundſatz hier zu vertheidigen, den auch die

Korreferent von Mylius:
beten,
Abtheilung angenommen hat, und den ich für die erſte Bedin

gung halte, wenn überhaupt in den rheiniſchen Formen das
jetzige Strafrecht zur Anwendung gebracht werden ſoll, ohne
dieſe Formen ſelbſt zu zerſtören. Es kann nicht geleugnet wer
den, daß die Eintheilung in Verbrechen Vergehungen und Po
lizei-Contraventionen, wie ſie in den Rhein Provinzen exiſtirt,
zunächſt einen formellen Grund hat; es iſt die Rückſicht auf
die Art, wie die einzelnen ſtrafbaren Handlungen verfolgt wer
den. Das rheiniſche Recht ſtellt einen Grundſatz auf an deſ
ſen Richtigkeit nie gezweifelt werden kann, daß die ſchwerſten
Anklagen auch die größten Garantieen bieten müſſen für die
Vertheidigung. Jndem daher das rheiniſche Recht dieſe Ga
rantie in der Zuſammenſetzung des Gerichts, im Geſchwornen-
Gericht, für die ſchwerſten Anklagen leiſtet, hat es nicht ver
kannt, daß es eine große Menge ſtrafbarer Handlungen gebe,
die ihrer Natur nach im leichteſten und von Formen freieſten
Verfahren zur Unterſuchung gezogen werden müſſen. Es ſind
dies die Polizei-Uebertretungen, diejenigen Handlungen, deren
Strafe die geringſte iſt, und weil ſie die geringſte iſt, am
ſchnellſten angewendet werden muß.

Hierin liegt die Nothwendigkeit, daß eine ganze große
Reihe von dem Geſetze verbotener Handlungen von der Art
ſein werden, daß ſie nicht verfolgt werden können in dem Ver-
fahren vor den Aſſiſen, weil ihnen das Kriterium der ſchwere-
ren Strafe mangelt, ebenfalls nicht verfolgt werden können in
dem von Formen freieſten Verfahren vor dem Einzelnrichter,
weil dieſer weder der Anklage noch der Vertheidigung die ge
hörige Bürgſchaft leiſtet. Dieſe Zte Klaſſe iſt die Klaſſe der
Vergehen, welche als eine beſondere Kategorie aufzunehmen
nothwendig erachtet werden muß. Es iſt dies im Allgemeinen
ein Syſtem, welches auch der Entwurf ſelbſt anerkennt, und
es iſt namentlich in dem Geſetz über die Kompetenz durchzu
führen verſucht worden, dieſen Unterſchied zwiſchen Verbrechen,
Vergehen und Polizei-Uebertretungen auch in den dort beſtimm-
ten Formen geltend zu machen, und man geht von der Anſicht
aus daß gerade das Geſetz innerhalb dieſer Formen auch mit
dem, was die Rhein-Provinz als ihr Recht geſchützt wiſſen
will, vereinbar ſei. Dieſes iſt jedoch eine Anſicht, welche ich
nicht theile, und die ausführlich zu beſtreiten hier vielleicht be
reits vorgegriffen ſein dürfte, aber doch ſchon jetzt einer allge
meinen Würdigung nicht entgehen kann. Das ganze Kompe-
tenz- Geſetz geht nämlich von der Anſicht aus, daß äußere Kri-
terien der Strafe feſtgeſtellt werden können, durch welche die
Kompetenz der Gerichte, der Geſchwornen- Gerichte ſowohl als
auch der übrigen, in angemeſſener Weiſe regulirt werden dürfte.
Eine ſolche äußere Gränze iſt namentlich die Dauer der Strafe.
Jch glaube aber nicht, daß dieſe Anſicht richtig iſt, indem na
mentlich für die Kompetenz der Geſchworenen Gerichte ein in
nerer Grund egxiſtirt, der überall Anerkennung finden muß,
und wo er ſie nicht erhält, nothwendigerweiſe zerſtörend wirkt;
dieſer iſt nämlich, daß die Geſchwornen ausſchließlich zum Ur
theilen über eine Strafe befähigt ſind, über die kein Gerichtshof
nach ihnen entſcheiden kann, nämlich über die Strafe, die nach
der politiſchen Bedeutung im Staate die ſchwerſte iſt, über den
Verluſt der ſtaatsbürgerlichen Ehre. Weil dieſer innere Grund
die Kompetenz der Geſchwornengerichte nothwendig regulirt,
glaube ich, daß jeder äußere Grund ſie verkehrt regulirt; in
dem daher das Erfahrungsgeſetz dieſem Grunde die Anerkenntniß
in der Ausdehnung wie dies erforderlich, verweigert, muß es
die Grundprinzipien der rheiniſchen Inſtitutionen zernichten.
Das ſind die allgemeinen Gründe, welche mich beſtimmt haben,
vor der Abtheilung den Antrag zu ſtellen, daß an der Spitze
des Geſetz Entwurfs der Grundſatz ſtehe, welchen hier die Ab
theilung angenommen hat, der Unterſchied zwiſchen Verbrechen,
Vergehen und Polizei Uebertretungen. Jch muß erwarten, ob
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vielleicht Angriffe die gegen dieſes Syſtem gerichtet ſind, mich
noch dahin führen einzelne Bemerkungen hinzuzufügen.

Für den Antrag der Abtheilung und fur die von dem
Abg. v. Mylius ausgeſprochenen Grundſätze und Anſichten
erklärten ſich die Abgg. v. Olfers, v. Donimierski,
v. Gudenau, Schwerin, Naumann, v. Byla und
Sperling. Die Hauptdebatte führten aber der Miniſter
v. Sävigny und v. Mylius. Jhre Reden ſind folgende:
zJuſtizminiſter von Savigny: Der Sprachgebrauch, der
dem vorgelegten Entwurfe zum Grunde liegt, iſt folgender. Es
giebt zwei weſentlich verſchiedene Klaſſen von ſtrafbaren Hand
lungen: Verbrechen, die im 2ten Theile, PolizeiVergehen,
welche im Zten Theile abgehandelt werden. Dieſem Sprachge-
brauche liegt zum Grunde der einfache Gedanke, daß dieſe zwei
Klaſſen von ſtrafbaren Handlungen ſpezifiſch von einander ver
ſchieden ſeien, nicht blos graduell, in mehr oder weniger aus
gedehnten Strafen. Eine weitere Unterſcheidung im Sprachge-
brauche iſt hier nicht vorausgeſetzt. Jn dieſem Sprachgebrauch
aber iſt keineswegs ein neuer Gedanke auszuführen verſucht
worden, vielmehr ſchließt ſich dieſer Sprachgebrauch an dasje-
nige an, was von der deutſchen Strafrechtswiſſenſchaft in neue
rer Zeit immer allgemeiner anerkannt worden iſt. So viel hier
zur Erläuterung des Sinnes, in welchem die Ausdrücke ge
braucht ſind in dem vorgelegten Entwurfe. Es wird uns nun
von der Abtheilung vorgeſchlagen an die Stelle dieſes Sprach-
gebrauches einen anderen zu ſetzen und dieſen gleich von vorn
herein in einem eigenen Paragraphen auszuſprechen, nämlich
auszuſprechen daß es dreierlei Klaſſen von ſtrafbaren Hand
lungen gebe, Verbrechen, Vergehen und Polizei-Uebertretungen.
Woher iſt dieſe dreigliedrige Eintheilung der ſtrafbaren Hand
lungen genommen Sie ſtammt offenbar aus dem rheiniſchen
Strafgeſetzbuch, aus dem Code pénal, und welche Bedeutung
hat ſie hier? Sie ſteht in unmittelbarer Verbindung mit der
dortigen Straf- Prozeß Ordnung und Gerichtsverfaſſung. Es
kommt dort vor: crime, délit und contravention. Dies iſt
gleichbedeutend mit Verbrechen Vergehen und PolizeiUebertre-
tung, welche Worte zur Ueberſetzung der franzöſiſchen gebraucht
worden ſind. Es haben auch ganz unzweifelhaft dieſe drei
Ausdrücke dieſelbe Bedeutung. Crime iſt die ſtrafbare Hand
lung, welche vor die Aſſiſen gehört, délit diejenige, die vor
das correctionelle Gericht, und contravention, die vor das
Polizeigericht gehört. Das iſt die Bedeutung dieſer Einthei-
lung. Es iſt nun nicht zu bezweifeln, daß es eine große
Wichtigkeit hat, durch ſolche feſte Ausdrücke gleich erkennen
zu können, wie verſchiedene Klaſſen von Gerichten thätig werden,
um ſtrafbare Handlungen zu verfolgen. Es iſt aber, wie oft erklärt
worden iſt die entſchiedene Abſicht der Regierung die Gerichts
Verfaſſung und das Straf-Prozeßverfahren am Rhein nicht zu än-
dern, alſo auch das jetzt beabſichtigte Strafgeſetzbuch mit dieſer ver
einbarlich zu halten. Jnſofern alſo unſtreitig ein gewiſſer Vor
theil darin liegt, die Anwendung dieſer Gerichts Verfaſſung
durch eine feſte Terminologie anſchaulich zu machen und zu er-
leichtern, wurde auch dafür zu ſorgen ſein daß dieſer Vortheil
der Rhein Provinz nicht entgehe. Meiner Ueberzeugung nach
iſt durch die Faſſung des Kompetenz- Geſetzes fur die Erhal-
tung dieſes Vortheils in der RheinProvinz hinreichend geſorgt.
Wenn wir aber tiefer auf die Sache eingehen und fragen, was
iſt der Grund dieſes verſchiedenen Verfahrens, nach welchem
gewiſſe Handlungen vor den Aſſiſen, andere vor dem correctio-
nellen Gerichte, noch andere vor dem Polizeigerichte verhandelt
werden, ſo iſt offenbar die Abſicht, wie auch ſchon von mehre-
ren geehrten Rednern erklärt worden iſt, daß durch die mit
Geſchworenen verbundenen Aſſiſen eine höhere Garantie gege
ben werde fur die Ausubung der Gerechtigkeit in Bezug auf

ſchwere Verbrechen, 1) im Intereſſe des Staats,' damit kein
Verbrechen unbeſtraft bleibe, 2) im Intereſſe des Angeſchuldig
ten, den wir uns immer als möglicherweiſe unſchuldig denken
muüſſen damit kein Unſchuldiger irrthumlich beſtraft werde.
Nun aber frage ich: Jſt eine ſolche Garantie fur die Gerech-
tigkeit im Jntereſſe des Staates und des Angeſchuldigten nicht
nöthig und wuünſchenswerth auch für die 2. Klaſſe ſtrafbarer
Handlungen? Jſt es dem Staate, iſt es dem Angeſchuldigten
gleichguültig, wenn die Rede von einem einfachen Diebſtahle iſt,
der bis auf 5 Jahre beſtraft werden kann? Niemand wird
das behaupten. Konſequenterweiſe mußte alſo eigentlich dieſe
Garantie durch alle Klaſſen ſtrafbarer Handlungen durchgefuührt
werden. Warum geſchieht das nicht? Es geſchieht nicht we
gen der abſoluten Unmoöglichkeit, wegen der völligen Unaus-
fuhrbarkeit. Es werden ungefähr 20 bis 30mal ſo viel Sachen
vor die correctionellen Gerichte gebracht, als vor die Aſſiſen,
es ware aber unmoöglich, die Krafte herbeizuſchaffen, die nöthig
waären, um alle Sachen gleichmäßig vor den Geſchwornen zu
verhandeln. Alſo hat man, ſich dem Geſetze der Nothwendig-
keit fugend, was nicht zu tadeln iſt zwiſchen mehr wich-
tigen und minder wichtigen Verbrechen einen Unterſchied gemacht,
und auch das iſt nicht zu tadeln.

Nur muß man ſich nicht der Taäuſchung hingeben, als ob
der Unterſchied ein prinzipieller waäre. Der Unterſchied iſt nur
durchgefuhrt worden, weil es unmöglich waäre, alle Sachen mit
gleich vollſtändiger Garantie zu verſehen, die man daher be
ſchrankt hat auf die verhaltnißmaßig geringe Anzahl der ſchwer
ſten Falle. Man koönnte allerdings fragen, da hier die eigent
liche Granze gezogen iſt nach einer gewiſſen Dauer der Frei-
heitsſtrafen; warum gerade hier, warum nicht anderswo? Dieſer
Einwurf muß zuruckgewieſen werden, denn uüberall, wo das
Geſetz eine gewiſſe Zeit-Graänze annimmt, iſt eine gewiſſe Wil-
kur nothwendig, iſt alſo nicht zu tadeln, wenn ſie angewendet
wird. Es wurde zwar noch hinzugefüügt, es ſei noch außer die
ſer Zeit Granze ein prinzipieller Unterſchied darin anzunehmen,
daß diejenigen Strafen, welche ausſchließend die Ehre entziehen,
nur vor den Aſſiſen verhandelt werden können. Dies zieht die
Frage aber auf ein anderes Gebiet, und dies greift ſo weit,
daß daruber hier in dem gegenwaärtigen Augenblick unmöglich
eine Entſcheidung gefaßt werden kann, ſondern verſchoben wer-
den muß, wohin ich mich vorläufig erklare, bis zu dem Punkte
der ganzen Diskuſſion, wo uber die Natur der Strafen eine
beſtimmte Meinung wird gefaßt werden konnen. Es geht
nämlich durch den vorgelegten Entwurf durchweg die Ueberzeu-
gung, auf die allerdings der höchſte Werth gelegt wird, daß der
Verluſt der Ehre in Verbindung geſetzt werden muß mit ge
wiſſen Klaſſen von Handlungen und nicht vorzugsweiſe oder
allein mit gewiſſen Klaſſen von Strafen. Das iſt es, was
ſich durch den ganzen Entwurf durchzieht und jetzt unmög-
lich prajudiziell ſchon entſchieden werden kann. Man hat
ferner geſagt, es ſei dieſe dreigliedrige Eintheilung in das
Rechtsbewußtſein des rheiniſchen Volkes eingedrungen die
ſes allgemein verbreitete Bewußtſein uüber die dreigliedrige
Eintheilung ſei etwas Heilſames und muſſe jetzt der gan-
zen Nation mitgetheilt werden durch eine dahin zielende Faſ
ſung des neuen Strafrechts. Jch gebe dieſe Behauptung in
gewiſſer Hinſicht zu, nämlich ſo, daß Jedermann am Rheine weiß,
daß der einfache Diebſtahl vor das Correctionsgericht komme,
der qualifizirte und der Mord vor die Aſſiſen gehoören. Jn
dieſem Sinne gebe ich zu, daß die dreigliedrige Eintheilung
in das Rechtsbewußtſein des Volkes ubergegangen iſt. Jn
einem anderen Sinne kann ich aber dieſe Behauptung nicht
einräumen. Näamlich man könnte allerdings behaupten oder
der Behauptung den Sinn beilegen, als ob das, was man
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Verbrechen nennt, eine ſpezifiſch verſchieden ſtrafbare Hand-
lung waäre, als die Vergehen, mit anderen Worten: daß ſich
die Vergehen in ähnlicher Weiſe zu den Verbrechen verhiel-
ten, wie ſich die polizeilichen Vergehungen oder Uebertretungen
zu den eigentlichen Verbrechen verhalten, ſo daß es ſich han-
delte um eine ſpezifiſch verſchiedene, nicht graduell verſchiedene
Art von Handlungen. Jn dieſem Sinne wurde ich jene Ent-
gegenſetzung fur das Rechtsbewußtſein des Volkes verwerflich,
fur ſehr nachtheilig halten, wenn durch eine verſchiedene Ge-
richts Verfaſſung das Volk ſich daran gewoöhnte, auf das, was
man Vergehen nennt, an ſich im ſittlichen Gefuühle einen ge-
ringeren Werth zu legen, dieſe als minder erheblich zu behan-
deln. Wenn man annehmen wollte, daß in dieſem Sinne die
dreigliedrige Eintheilung in das Rechtsbewußtſein des Volkes
am Rhein ubergegangen waäre, ſo mußte ich dies in Zweifel
ziehen und, wenn es wahr ware, fur ſehr nachtheilig halten,
wenn das ganze Volk mehr oder weniger eine ſolche Einwir-
kung auf ſein ſittliches Gefuhl erlitte, und zwar von einer
willkuhrlichen Gerichts Eintheilung. Es fragt ſich: wie ver-
halt es ſich damit in unſeren alteren Provinzen? Dieſe haben
ein ſolches Gerichtsverfahren nicht, wie am Rhein beſteht,
alſo das praktiſche Bedurfniß, was dort eine Beachtung dieſer
dreigliedrigen Eintheilung nöthig macht, exiſtirt dort nicht,
und da wir es nicht haben, ſo halte ich es fur vortheilhafter,
wenn wir einen Sprachgebrauch, der auch der deutſchen Sprach-
rechts Wiſſenſchaft gemäß iſt, unverandert beibehalten und
uns nichts Anderes aneignen, deſſen Urſprung fremdartig iſt,
was mit Bedurfniſſen zuſammenhangt, die bei uns nicht exiſtiren.
Man hat geſagt, daß auch bei uns ſolche Gerichts Jnſtitu-
tionen bevorſtanden und ſo ware man vorbereitet, wenn wir
ſie bekamen. Ob wir dieſe bekommen oder nicht, davon kann
jetzt nicht die Rede ſein, jedenfalls kann ich es nicht fur rath-
lich erachten, daß hier durch eine ſolche dreigliedrige Einthei-
lung, wie ſie zuſammenhaängt mit anderen Gerichts Verfaſſun-
gen, auf indirekte Weiſe gleichſam der Einfuührung dieſer Ge-
richts Verfaſſung vorgearbeitet werde. Deshalb trage ich dar
auf an, daß dieſe dreigliedrige Eintheilung hier nicht ange-
nommen werde, ſondern daß es bei dem Sprachgebrauch ver-
bleibe, welcher dem ganzen Entwurfe zu Grunde liegt.

Korreferent Frhr. von Mylius: Zuvörderſt muß ich mir
erlauben einem Mißverſtändniſſe zu begegnen, wozu allerdings
das Gutachten der Abtheilung Veranlaſſung gegeben hat. Es
iſt nämlich der Ausdruck dort gefunden worden, daß in dem
Rechtsbewußtſein des Volkes der Unterſchied zwiſchen Polizei
Uebertretungen und Vergehen größere Wurzel gefaßt habe, als
man möglicher Weiſe zugeben könne, woraus der Herr Geſetz
gebungs- Miniſter zu folgern ſcheint, als habe im Volksbewußt-
ſein die Jdee Platz gegriffen, es könne ein Vergehen, das von
Verleugnung alles Rechtsgefühles zeuge, als etwas Geringfü-
giges zu achten ſein, weil es nicht von Geſchworenen gerichtet.
Wenn die Abtheilung geſagt hat, daß ein Unterſchied, der die
Dreitheilung motivire, in der Rechts Anſchauung des Landes
aber die Schwere der zu ſtrafenden Handlung gegeben ſei, ſo
iſt vorzugsweiſe nur gemeint, was auch vom Herrn Geſetzge-
bungs- Miniſter anerkannt iſt, daß ein prinzipieller Unterſchied
exiſtire zwiſchen Verbrechen und Vergehen, zwiſchen Handlun-
gen, welche mit den höchſten Strafen bedroht werden und
zwiſchen Handlungen, welche mit geringeren Strafen vorgeſehen
ſind. Es hat dies, wie bereits erwähnt, in Bezug auf die
Verfolgung einen inneren Grund, der namentlich bei der Beur-
theilung durch Geſchwornen Gerichte nothwendig wird. Jener
Grund iſt der, daß bei Verbrechen, deren Strafe der Verluſt
der bürgerlichen Ehre iſt, das Urtheil nur durch Geſchworne
geſprochen werden kann, namentlich, wenn auch das politiſche

ren uElement aufgenommen werden ſoll, wonach dieſelben als Ge
noſſenſchafts Gerichte immer dann zu urtheilen haben wo es
ſich um den Verluſt der Rechte des Staaisbürgers handelt.
Jch möchte mir erlauben, es als ein Mißverſtändniß zu be
zeichnen, wenn darauf hingedeutet wurde, daß die rheiniſchen
Rechte den Grundſatz aufſtellen, daß nicht die Handlung, ſon
dern die Strafe den Verluſt der bürgerlichen Ehre nach ſich
ziehe. Hätte das rheiniſche Recht dieſen Grundſatz, ſo würde
ich ihn als verwerflich anerkennen. Aber, was giebt es am
Ende Anderes, was die Strafe mit der Handlung verbindet,
als das Urtheil? So wie das Urtheil die Handlung mit der
Freiheitsſtrafe vermittelt, ſo auch mit allen anderen Strafen.
Wenn aber Verluſt der Ehre eintritt, ſo tritt er nicht als An
nexum der Freiheitsſtrafe ein, ſondern als das, was das Ge
ſetz als nothwendige Folge der Handlung bezeichnet. Dagegen
kann ich nicht in Abrede ſtellen, daß die Frage ſelbſt, ob die
Aufnahme der Dreitheilung in die Geſetzgebung auch erfolgen
ſolle, in weſentlichem Zuſammenhange mit wichtigen Grund-
ſätzen des Prozeſſes iſt, und daß am Ende die Anſicht wohl
durchgreifen möchte, die Erörterung über dieſe Frage könne erſt
am Schluſſe des ganzen Debatte erfolgen.

Jch bitte aber, zu bemerken, daß, wenn wir dieſe Fragen
zu häufig ausſsndern, wir zuletzt ein ſolches Material von Fra-
gen bekommen, aus welchem kein Ausweg zu finden iſt. Und
in dieſer Beziehung möchte ich doch den Antrag der Abtheilung,
wie er geſtellt worden iſt, ſchon jetzt bevorworten, ſchon jetzt
die hohe Verſammlung bitten daß ſie dem Grundſatze, den die
Abtheilung als leitend und beſtimmt anerkannt hat, ihre Zu-
ſtimmung nicht verſagen möge, obſchon ich auf der anderen
Seite nicht in Abrede zu ſtellen im Stande bin, daß er zu den
weſentlichſten Principien der Geſetzgebung und namentlich zu
denjenigen gehört, deren gründliche Löſung eine genaue Kennt-
niß der Details vorausſetzt.

Juſtiz- Miniſter von Savigny: Nur einen Punkt will
ich mir zu rechtfertigen erlauben, den ich aufgeſtellt habe. Jch
habe nämlich behauptet, daß ſich durch den ganzen Entwurf
die Anſicht hindurchziehe, daß beſtimmte Handlungen entehren
und die Entehrung in Folge von Strafen untergeordnet ſei,
daß hingegen die Entehrung in Folge beſtimmter Strafarten
das Eigenthümliche der rheiniſchen Geſetzgebung ſei. Dies letz
tere glaube ich belegen zu dürfen durch Vorleſung der an der
Spitze des ganzen eöde penale ſtehenden Paragraphen:

Les peines en matière criminelle sont on afflictives et in-
ſamantes, on seulement infamantes.

Les peines afflictives et infamantes sont 1. la mort;
2. les travanx forcés à perpetuité 3. la deportation 4.
les travanx foreés à temps 5. la réclusion.

Korreferent Frhr. von Mylius: Jch glaube doch, daß
dieſer Grundſatz dem, was ich aufgeſtellt habe, nicht zu nahe
tritt, denn es ſteht weiter nichts darin, als daß es gewiſſe
Strafen giebt, die mit dem Verluſte der bürgerlichen Ehre in
Verbindung ſtehen. Das iſt aber kein Gegenſatz mit dem,
was ich aufgeſtellt habe. Daß es Strafen geben kann die
nach der Kriminal Politik immer mit dem Verluſte der Ehre
verbunden ſind, iſt ein Umſtand, welcher in der Größe der
Strafe des Verluſtes der bürgerlichen Ehre ſeinen nothwendigen
Grund hat, und aus welchem keinesweges zu ſchließen iſt, daß
der Verluſt dieſer Ehre eine Folge der Strafe und nicht eine
Folge der ſtrafbaren Handlung ſei.

Die Sprecher welche in dieſer Angelegenheit neben
den beiden Hauptrednern auftraten, behandelten meiſt nur
Einzelnheiten aus den Vorträgen des Miniſters von Sa
vigny und des Abgeordneten v. Myllus oder aus dem
Gutachten der Abtheilung. So hatte der Miniſter der Ge



ſetzgebung behauptet, der Entwurf ſchließe ſich mit ſeiner
Eintheilungsweiſe dem allgemeinen Sprachgebrauche an, wel
cher zwiſchen Verbrechen und Vergehen nicht unterſcheide.
Eine ſolche Eintheilung der ſtrafbaxen Handlungen gefährde
das Rechtsbewußtſein des Volkes. Dagegen bemerkten
v. Gudenau und Camphauſen: z Jn unſrer Sprache
haben wir kein härteres Wort, um eine Uebelthat zu be
zeichnen, als das Wort Verbrechen und dieſes Wort hat
der Entwurf auf Verbrechen angewendet auf die es nicht
paßt. Die Worte Verbrechen und Berbrecher paſſen nicht
auf den, der z. B. bei einer Auswanderung die polizeili
chen Vorſchriften vernachläſſigt. Durch die Unterſcheidung
zwiſchen Verbrechen und Vergehen wird das Rechtsbewußt-
ſein des Volks nicht gefährdet, wohl aber das ſittliche Be
wußtſein des Volks weit mehr dadurch angegriffen, daß Al
les und Jedes, auch das Kleinſte, von dem Entwurf ein
Berbrechen genannt wird. Wenn man, wie es von meh-
reren Rednern geſchehen das rheinländiſche Rechtsprinzip
ein ausländiſches und aus der Fremde obtrudirtes nennt,
ſo iſt dies ein geſchichtlicher Verſtoß, der um ſo auffaälliger
erſcheint, als in den öſtlichen Provinzen mannichfache Ver
anſtaltungen zu deſſen Einführung getroffen werden, und
wenn man dem rheiniſchen Rechte vorwirft, daß es nicht
frei von Harten iſt und unter den Verbrechen auch Ge
ſetzesubertretungen enthält, die keine entehrende Handlung
in ſich ſchließen, ſo bedenken die Gegner nicht, daß dies
die Rheinländer wiſſen und daß ſie deshalb ſeit vielen Jah-
ren eine Reviſion gewünſcht haben, daß ihnen aber die Re
gierung nicht gegönnt hat, das Recht aus ſich ſelbſt heraus
entwickeln zu laſſen oder zu verbeſſern, und dasjenige zu
entfernen, was man jetzt dem Rechtsprinzip zum Vorwurf
macht.

In ſolchen und ähnlichen Behauptungen und Repliken
bewegte ſich die Debatte, und es ſchien, als werde eine Ent-
ſcheidung daruber: ob das Prinzip des Entwurfs oder das
des rheiniſchen Rechts vorzuziehen ſei, nothwendig erfols-
gen müſſen wenn die Verſammlung ſich nicht in die unan-
genehme Lage verſetzen wolle, auch dieſe prinzipielle Frage
an das Ende der Berathung zu verweiſen und dort alles
Wichtige ſo aufzuhäufen, daß am Schluſſe der Berathung
dieſelbe eigentlich erſt anfange. Jn dieſem Stadium der
Diskuſſion machte der Landtagskommiſſar einen Vorſchlag,
der zwar die Frage nicht ſofort zur Löſung brachte, doch
aber als ein Erleichterungsmittel fur die fernere Entſcheidung
angeſehen und deshalb von der Verſammlung gern ange-
nommen wurde. Nach einigen Aeußerungen über die bei-
den Eintheilungsgrundſaätze, die eine Anerkennung des rhei-

Verfahrens nicht ausſchloſſen, fuhr der Kommiſſar
ort

Wenn es nicht anders als im Jntereſſe des Gouvernements
und der Monarchie liegen kann, das Geſetz ſo einzurichten, daß
die möglichſte Harmonie zwiſchen den Einrichtungen der älteren
Provinzen und der Rhein Provinz herbeigeführt werde, wenn
die Rhein Provinz durchaus ihre Jnſtitutionen verlangt, ſo
halte ich es allerdings für berückſichtigungswerth, noch einen
Verſuch zu machen ob man ſich darüber verſtändigen könne,
wie dieſe Frage in Vermittelung der Wünſche und Bedürfniſſe
der älteren Provinzen, wie der Rhein Provinz, zur Ausglei
chung zu bringen ſei. Jch bin deshalb mit meinen Kollegen
darüber einig geworden, der hohen Verſammlung den Vor
ſchlag zu machen die Beſchlußnahme über die vorliegende Fra
ge auszuſetzen, und zu beantragen, daß zwiſchen der Abtheilung
und dem Miniſterium ſchleunigſt eine Kommunikation zur Ver
mittelung einer ſolchen Einigung ſtattfinden möge. (Vielſeitj

ger Beifall.) Wir wollen ernſtlichſt bemüht ſein, dieſen Zweck
zu erreichen und wenn es gelingt, ſo hoffe ich, daß dadurch
ein weſentliches Hinderniß einer fördernden Fortſetzung der Be
rathung beſeitigt werde und dieſe Geſetzgebung aus dem Schooße
dieſer hohen Verſammlung um ſo mehr als für alle Theile der
Monarchie paſſend hervorgehen wird. Wenn alſo die hohe Ver
ſammlung keine Schwierigkeit erhebt, ſo würden wir uns ſchleu
nigſt unter uns verſtändigen und dem Abtheilungs- Vorſitzenden
vorſchlagen, eine Zeit anzuberaumen um einen derartigen Ver
ſuch zu machen und ſpäter der hohen Verſammlung das Re
ſultat davon mitzutheilen. Jch glaube nicht, daß die Fort
ſetzung der Debatte in den nächſten Tagen durch Ausſetzung
dieſes Beſchluſſes gehindert werden wird; wenigſtens wird die
ſer Nachtheil geringer ſein als der eines voreiligen Beſchluſſes,
W nun für oder gegen den Antrag der Abtheilung aus
allen.

Nach Annahme dieſes Vorſchlags des Gouvernements
ging die Verſammlung zum folgenden Paragraphen über.

9. 7. Keine Handlung darf mit einer Strafe belegt
werden die nicht ihrer Art und ihrem Maße nach geſetz
lich dafur beſtimmt iſt.“

Die Abthellung hatte hierzu keinen Antrag geſtellt und
in der Verſammlung wurde nur eine praciſere Faſſung be
anſprucht, während Camphauſen die Erwartung aus-
ſprach, daß nun auch wirklich die Strafen aufhören wer
den, die vielleicht gegenwärtig noch vollſtreckt werden ohne
daß ſie ihrer Art und Weiſe nach geſetzlich beſtimmt ſind,
d. h. durch verfaſſungsmäßig erlaſſene Geſetze und daß
namentlich dieſer Paragraph die Folge habe, daß auch
die Hausordnungen der Gefangniſſe, wonach den Verwal
tern das Recht, ſchwere Strafen aufzulegen, beigemeſſen
iſt, in verfaſſungsmäßige Geſetze werden umgewandelt
werden. (Schluß folgt.)

Dänemark.
Hamburg, d. 24. Jan.) Se. Maj. König Chri-

ſtian VIII. iſt nach einem kurzen Krankenlager aus dieſer
Zeitlichkeit abberufen. Der Tod iſt am Donnerstag den
20. Jan. um 11 Uhr Nachts, in Kopenhagen erfolgt.
Dieſe Nachricht iſt hier auf außerordentlichem Wege zugleich
mit der unter koöniglicher Hand ausgefertigten Anzeige von dem
Regierungsantritt Sr. Maj. Königs Frederik VII., von Ko-
penhagen eingetroffen. König Chriſtian VIII., geboren am 18.
Sept. 1786, ſuccedirte ſeinem Vetter, König Friedrich VI.,
am Z. Dec. 1839. Koönig Friedrich VII. ward am 6. Oct.
1808 geboren.

Vereinigte Gemeinde.
Den 30. Jan. Sonntagsfeier früh 9 Uhr. Prediger Gieſe.

Freie Gemeinde.
Morgen, Freitag, Abends 71 Uhr Verſammlung.

Der Vorſtand.
Fonds- und Geld Cours.

Berlin den 25. Januar.
3f. Brief. Geld. 3f. Brief. Geld.St. SchuldSch. 3/, 92 92 Pomm. Pfndbr. 31/, 927 92

Seeh. Präm. K. u. Nm. do. 3 94Scheine. 922 3Kur u. Neum.
Schuldverſchr. 3 881 688

Berliner Stadt
Obligat. 3Wſtpr. Pfandbr. 3 902/, So Frdrched'or. 187 13

Großh. Poſ do. i00, And. Goldm. a
do. do. 3 90 5 Thlr. 127 125do. 4Oſtyr. Pfandbr. ar /a] 96 96
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Kiel
Leipz.
Löb. 3
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Magd
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N. Se
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do.
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Getreidepreiſe.
(Nach Berliner Scheffel und Preuß. Gelde.)

Halle, den 25. Januar.

Weizen 2 12 6 A bis 2 16 J 3Roggen 25 28 9Gerte 1 15 I 77 6Hafer 1 1 2 7Magdeburg den 25. Januar. (Nach Wispeln.)

Weizen 52 55 Gerſte 38 39Roggen 4 43 Hafer 24 26
Waſſerſtand der Saale bei Halle

am 25. Januar Abends 6 Uhr am Unterpegel 5 Fuß 3 Zoll.
am 26. Januar Morgens 6 Uhr am Unterpegel 5 Fuß 3 Zoll.

Waſſerſtand der Elbe bei Magdeburg
am 25. Januar: 16 Zoll unter 0.

Fremdenliſte.
Angekommene!' Fremde vom 25. bis 26. Januar.

Jm Kronprinzen Hr. Rittergutsbeſ. Graf v. m. Die-
ner a. Pleß. Hr. Partik. Baron v. Trebra a. Brembach. Hr.
Commerzienrath Burow a. Brandenburg. Hr. Negoziant Weid-
lich a. Amſterdam. Hr. Amtm. Spangenberg a. Glenzerode.
Die Hrrn. Kaufl. Jay a. Frankfurt, Setzer a. Stuttgart, Blenk-
ner a. Worms, Beltz a. RNordhauſen, Fiedler a. Aachen.

Stadt Zürich Hr. LandCommiſſ.Rath u. Rittergutsbeſ. Röblinga. Weimar. Hr. Bürgermeiſter u. Ger.Dir. Fiſcher a. Butt
ſtadt. Die Hrrn. Kaufl. Bruckner a. Magdeburg, Beſchütz a.
Berlin Gravenhorſt u. Segnitz a. Bremen, Kramer a. Ham
burg, Franke a. Barmen, Thomas a. Bielefeld, Meyer a. Cöln.

Goldnen Ning: Hr. Feldmeſſer Uthemann a. Stendal. Die Hrrnu.
Hekon. Danziger a. Egeln, Kurtze a. Gröningen. Die Hrrn.
Kaufl. Höfner a. Derenburg Sendemann a. Leipzig, Levi a.
Braunſchweig.

Engliſcher Hof: Die Hrrn. Kaufl. Voigt a. Magdeburg, Mumme
a. Schwerin. Die Hrrn. Rittergutsbeſ. Baron v. Brendau a.

Alvensleben, v. Schickau a. Pommern. Hr. er Starke a.
Stettin. Hr. Rentier v. Laudon ar London. Hr. Fabrik. Mir
bach a. Eisleben. Hr. Jnſp. Splith a. Bonn. Hr. Gutsbeſ.
Werther a. Neuyork.

Goldnen Löwen Die Hrrnu. Kaufl. Dennert a. Bunzlau, Kühl
bach a. Plauen. Hr. Fabrik. Hagerſtein a. München. Hr. Cand.
Bading a. Gotha. Hr. Buchhdlr. Kaltſtein a. Coölleda.

Stadt Hamburg: Hr. FinanzProc. Dr. Pfotenhauer a. Werns
dorf. Hr. Fabrik. Kaubitzſch a. Danzig. Die Hrru. Kauſl. Ho
henthal a. Berlin, Deuſcher a. Aachen, Hopf a. Pommern,
Webbes a. Prag.

Hr. Modellmſtr. Hauſchild a. Munchen. Hr.Schwarzen Bar
Kaufm. Hahlow a. Rathenow. Hr. Fabrik. Peter a. Neuſtadt.

Hr. Lederhandler Allner a.Hr. Schiffseigner Streeter a. Kiel.
Elberfeld. Hr. Kunſthdlr. Beau a. Stettin.

Goldne r Die Hrrn. Kaufl. Uhlemann a. Hamburg, Kraus
haar a. Nürnberg. Hr. Dr. med. Sternberg u. Hr. Profeſſor
Ackermann a. Wien.

Zur Eiſenbahn: Die Hrrn. Kaufl. Bongus u. Like a. Zerbſt,
Schwaneberg, Brütheim u. Oeſche a. Danzig.

Mötel de Prusse: Hr. Weinhändler Wasmann a. Stralſund.
Hr. Kaufm. Löwe a. Kaſſel. Hr. Oekon. Brenn a. Fiuſterwalde.
Hr. Buchhdlr. Brunner a. Berlin.

Stadt- Theater in Halle.
Dienstag den 25. Januar zum Benefiz des Herrn

Klotz: Die Jäger von Jffland.
Jffland's Name ſcheint den alten verlockenden Klang ver

loren zu haben wenigſtens vermochte er Thalia's Tempel und
dadurch des Benefizianten Kaſſe nicht zu füllen. Um ſo mehr
müſſen wir Wenige, die wir nur da zu ſein ſchienen, um an
zuzeigen, daß die Beſtimmung dieſer Räume ſei, bei beſonders
feierllchen Gelegenheiten mit Menſchen angefüllt zu ſein, den
Darſtellern unſern Dank ſagen, daß ſie Alle ſo Wackeres lei-
ſteten. Wir müſſen uns wahrhaftig wundern, daß ſie es
konnten, daß ſie nicht oft nur in der Probe zu ſein glaub-
ten, zu der ſich einige wenige Theaterfreunde eingefunden hät-
ten.

Ueber das Stück brauchen wir wohl wenig zu ſagen. Daß
es noch immer auf dem Repertoir iſt, daß es z. B. in Berlin
noch oft mit Beifall gegeben wird, beweiſt genug. Wie in
allen Jffland'ſchen Dramen, ſo beſonders in dieſem liegt die
Haupt faſt möchten wir ſagen die einzige, Schönheit in der
Zeichnung der Charaktere. Dieſe iſt meiſterhaft. Die Hand
lung bereitet ſich langſam in den erſten Acten vor, und nur
erſt am Ende des vierten, wenige Scenen vorher abgerechnet,
gewinnt ſie einiges Leben, bis denn im fünften Acte alle Lei-
denſchaften entfeſſelt werden. Sonach ruht es allein in der
Hand des Darſtellers, ob das Stück einen langweiligen oder
im Anfang einen höchſt gemüthlichen, zu Ende einen tiefergrei-
fenden Eindruck machen ſoll. Den letzteren machte es wohl ent
ſchieden durch die hieſige Darſtellung. Den Preis des Abends
verdient gewiß Frau Cuppinger als Oberförſterin.
Sollte das Stück wiederholt werden, ſo möchten wir Herrn
Brée rathen, in ſeinem Oberförſter neben der polternden Hef-
tigkeit noch mehr das Gemüthliche hervorzuheben, Hrn. Böhm
als Anton, nicht gleich im Anfang zu ſtark aufzutragen, da
mit er gehörig ſteigern kann. Sollte es nicht einen tiefern Ein
druck machen, wenn er in der Scene mit der Wirthin, wo
er ſich gegen den Matthes ausgetobt hat, mehr die Reſigna-
tion der Verzweiflung vorwalten ließ, und nur die letzten Wor
te, durch Thränen halb erſtickt, den ganzen Ausbruch ſeines
Schmerzes enthielten Auf Fräul. Freitag allein ſchien
die Leere des Auditoriums deprimirend gewirkt zu haben wir
vermißten bei ihr etwas die gewohnte Lebhaftigkeit. Alle
trugen übrigens durch mehr oder weniger lebenstreue Darſtel
lung der Charaktere weſentlich zum Gelingen des Ganzen bei,
und können wir verſichern, daß im Fall einer Wiederholung das
Publikum einen ſehr genußreichen Abend haben wird. N.



Bekanntmachungen.
Freiwillige Subhaſtatfon.

Land und Stadtgericht Delitzſch.
Die zum Nachlaſſe des Johann Chri

ſtopp Kuhne zu Spröda gehörigen
Grundſtücke, als:
a) Hufe Feld in Sprödaer Flur,

Nr. 12. des Hypothekenbuchs, taxirt auf
1217 A 15

b) 1 Wieſe, 1 Acker haltend, in Gör-
litz Mark, Werbener Flur hinter
der Spröda, taxirt auf 125 Nr.
22. des Hypothekenbuchs,

e) eine Scheune in Spröda, Nr. 14.
des Hypothekenbuchs Spröda, taxirt
auf 75
d4) 1 Garten mit Hofraum zu Spröda,

Nr. 14. des Hypothekenbuchs, taxirt auf
22 A 15

e) das Hüfnergut Nr. 23. Spröda, wel
ches mit den Grundſtücken ad a. b. e.
und d. zuſammen auf 5326 13
9 nach Abzug des Werths der erſtern
alſo auf 1440 taxirt iſt

ſollen
am 31. März 1848 Vorm. 11 Uhr

an Ort und Stelle zu Spröda ſubhaſtirt
werden.

Die Taxe und der neueſte Hypotheken-
ſchein ſind in unſerer Regiſtratur einzuſehen.

G Freiwillige Subhaſtation.
Die den Erben des Windmüller Mar-

tin Friedrich Chriſtian Puffky ge
hörigen, in Oberfarnſtedt und deſſen
Flur belegenen Grundſtücke, nämlich:
A. das sub Nr. 37 belegene Hinterſättler

Gut mit Zubehör, taxirt auf 630
B. zwei Ackerpläne von zuſammen 7 Mor

gen 47 [NRuthen, taxirt auf 488 Ap,
ſollen am

18. Februar d. J. Vormittags
um 11 Uhr

an Gerichtsſtelle zu Farnſtedt in frei-
williger Subhaſtation vorkauft werden.

Schraplau, den 10. Januar 1848.
Adlich von Geuſau'ſches Patrimonial-

Gericht zu Farnſtedt.

Kahn- Verkauf.
Meinen in ſehr gutem Zuſtande befindli-

chen Kahn, beabſichtige ich nebſt dazu ge-
hörigem Jnventar meiſtbietend gegen baare
Zahlung am 2. Februar Vormittags 11 Uhr
im Gaſthofe zu Mucrena a/S. zu verkau
fen und kann derſelbe vor dem Termine in
Augenſchein genommen werden.

G. Hellwig in Trebnitz.

Ein kleiner Laufburſche wird ſofort ge
ſucht gr. Klausſtraße Nr. 826.

Goslarer Schlitten- Geläute,
ſo wie Geläute mit aufrecht ſtehenden als auch hängenden, harmoniſch Lboeſtiwmecn

Tyroler Glocken in verſchiedener Auswahl zu billigen Preiſen, empfiehlt
F. Haaßengier, große Klausſtraße Nr. 896.

Cigarren Pfeifchen von echtem Weichſel ſind wieder
vorrathig bei F. A. Spieß am Waiſenhauſe.

Ein ſehr guter zweithüriger großer Stu-
benſchrank, mit vielen Fächern und Kaſten,
paſſend aufs Land, ſteht billig zu verkau-
fen Neuſtadt Nr. 584.

Eine Auswahl franzöſiſcher Hut und
Hauben Bänder, ſowie Ball-Schärpen,
ſchwarze und weiße Moir- Gürtel, werden
billig verkauft bei

S. Sommerfeld,
Leipzigerſtraße Nr. 291 eine Treppe.

Ballkränze, ſowie Blumen ſind vor-
räthig bei S. Sommerfeld.
Mobilien- u. Juwelierwaaren-

Auction.
Montag den 31. d. M. u. folg. Tage

Nachmittags 1 Uhr ſoll große Ulrichsſtra-
ße Nr. 20 wegen ſchneller Abreiſe ein
neues wodern und fein gearbeitetes Ma-
hagoni Meublement nebſt noblen Wirth-
ſchafts- Geräthen, beſtehend in Secretair,
Chiffonnieren, Sopha, Rohrſtühlen, Kom
moden, Spiegeln, dergl. in verzierten Gold-
rahmen, Klapp-, Spiel-, Näh-, Waſch
und andern Tiſchen, 1 Schlaf-Sopha, 1
Streckbette, Speiſe-, Kleider- und Küchen-
ſchränken, f. Porzellan und Küchengeräthe,
Federbetten, Matratzen, Gardinen, Gefä-
ßen 2c.; ferner circa 100 Stück goldene
Ringe dergl. Erbsketten, Petſchafte, eine
große Partie dergl. Ohrringe, Tuchnadeln,
Brochen, ſilberne Körbchen, Kryſtallſchaa-
len mit ſchweren ſilbernen Verzierungen,
Zuckerzangen Löffeln u. dergl. m. meiſtbie-
tend verkauft werden. J. H. Brandt.

Lehrlings- Geſuch.
Ein mit den nöthigen Schulkenntniſſen

verſehener junger Mann findet in unſerer
Eiſen und Kurzwaaren Handlung eine
Stelle als Lehrling, und ſind wir gern er-
bötig, das Nähere hierüber auf portofreie
Anfrage mitzutheilen.

Wittenberg.
Knoke Gieſecke.

vormals: Friedr. Zürkler.

Alter Markt Nr. 700 iſt im Vorder-
hauſe hinten heraus 1 Stube und Kam-
mer nebſt Zubehör an eine ſtille und kin-
derloſe Familie zu Oſtern zu vermiethen.

Gebauerſche Buchdruckerei.

d v v IIVOSOBBnnsnv ehe e

Bei J. G. Engelhardt in Freiberg
ist erschienen und in allen Bichhandlun-
gen zu haben:
Philomachos Chronologisch und

alphabetisch geordnete Uebersicht der
wichtigsten Schlachten, Gefechte und
Belagerungen von der älteren bis zur
neueren Zeit. Mit Angabe der geogra-
phischen Lage der Kampfplätze, der
streitenden Partheien und ihrer PFeld-
herren. Ein Hülfsbhuch beim Geschichts-
unterrichte für Lehrer und Lernende,
für Militairs und Frennde der Ge-
schichte überhaupt entworfen von Th.
Winkler, Vorst. einer Privatlehbranstalt.
gr. 8. geh. 5 B. Preis Thlr.

Wir bieten hiermit dem Freunde der
Geschichte, den Zeitungslesern und Poli-
tiker überhaupt jedem Gehbildeten ein
Werkchen zum Nachschlagen und zur
Orientirung in den verwickelteren Kriegs-
perioden zur Beseitigung der öſteren Awei-
fel über Sieger und Besiegte und deren
Feldherren. Der Hr. Verf. hat es sich
angelegen sein lassen möglichst vollstän-
dige Data zu sammeln. Die Beifüägung
der geographischen Ortsbestimmungen der
Kampfplätze werden besonders dazu bei-
tragen, den Philomachos“ so brauch-
bar und nützlich als möglich zu machen,
wie auch der billige Preis den, Ankauf
allenthalben erleichtert.

FamilienNachrichten.
Entbindungs- Anzeige.

Die geſtern Abend 8 Uhr erfolgte glück-
liche Entbindung meiner lieben Frau, geb.
Fürſtenberg, von einem geſunden Mäd-
chen, beehre ich mich, Freunden und Be-
kannten hierdurch ergebenſt anzuzeigen.

Halle a/S., den 26. Januar 1848.
Rudolph Korn.

Todes Anzeige.
Den heute Nachmittag um 4 Uhr er-

folgten ſanften Tod ihres theuren Vaters,
des Kaufmann Ferdinand Geisler,
zeigen fernen Verwandten und Freunden
hiermit an

Naumburg a/S., den 24. Jan. 1848.
die tiefbetrübten Hinterlaſſenen.

aus
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Couriers, Halliſcher Zeitung für Stadt und Land.
Donnerstag, den 27. Januar 1848.

Das Z3te Stück der diesjährigen Geſetz Sammlung, welches heute
ausgegeben wird, enthält die Allerhöchſten Kabinets-Ordres unter

Nr. 2921. vom 23. September v. J. betreffend die Aufnahme der
Taxen derjenigen Guter im Großherzogthum Poſen, wel
che weder zum Verbande des Poſenſchen, noch des weſt
preußiſchen Kreditſyſtems gehören

„2922. vom 10. November v. J., betreffend das bei Kündigung
der vierprocentigen Poſener Pfandbriefe zu beobachtende
Verfahren und

„„2923. vom 10. December v. J., betreffend die Aufloſung des
Curatoriums fur die Krankenhaus und Thierarzneiſchul
Angelegenheiten und die unmittelbare Unterordnung der
Thierarzneiſchule unter das Miniſterium der Medizinal
Angelegenheiten.

Berlin, den 25. Januar 1848.
Geſetz-Sammlungs-Debits-Comtoir.

Deutſchland.
Berlin, d. 25. Januar. Se. Hoheit der regierende

Herzog von Sachſen-Koburg-Gotha iſt von Koburg,
und Se. Hoheit der Herzog Georg von Mecklenburg-
Strelitz von Neu-Strelitz hier angekommen. Der
außerordentliche Geſandte und bevollmächtigte Miniſter am
Kaiſerlich ruſſiſchen Hofe, General- Major v. Rochow, iſt
nach St. Petersburg von hier abgereiſt.

Das ſo eben erſchienene Januarheft des Handels Ar-
chives enthält eine vollſtändige Ueberſicht des geſammten
Waaren-Verkehres in den preußiſchen Oſtſeehäfen fur das
Jahr 1846. Als Reſultat der gegebenen Tabellen ſtellt ſich
die Betheiligung der einheimiſchen und der fremden Flag-
gen bei dem Transport der ein und ausgefuührten Waaren
wie folgt heraus: Bei der Einfuhr kommen 57,9 pCt. auf
die einheimiſche und 42,1 pCt. auf die fremden Flaggen.
Bei der Ausfuhr ſind 52 pCt. vaterländiſche und 47
pCt. auswärtige Schiffe betheiligt. Es iſt dies ein Ver-
hältniß, was in Bezug auf unſere Rhederei gewiß ein guün-
ſtiges genannt werden muß.

Man glaubt hier nicht, daß der Vereinigte ſtändiſche
Ausſchuß in der anberaumten Zeit von vier Wochen die ihm
geſtellte große Aufgabe löſen werde, ſo weit die in den bis-
herigen Sitzungen erledigten Paragraphen ein Urtheil in
dieſer Hinſicht zulaſſen. Eine Uebereilung bei Berathung
des ſo wichtigen Gegenſtandes durfte übrigens auch in kei-
ner Weiſe wunſchenswerth ſein. Die Stimmenmehrheit,
welche ſich fur die Beibehaltung der Todesſtrafe ergeben
hat, giebt hier, da der betreffende Paragraph eine Grund-
ſatzfrage umfaßt, zu vielen Betrachtungen Anlaß.

Schweiz.
Bern, d. 20. Jan. Die Geſandten von Wallis ſind

beide plötzlich nach Hauſe gereiſt; über die Veranlaſſung
weiß man noch nichts, jedenfalls müſſen wichtige Nachrich-
ten dieſen Schritt veranlaßt haben.

Luzern, d. 19. Jan. Der Antrag der Luzerner Ge
ſandtſchaft an der Tagſatzung, wegen Abberufung des Nun-
tius, findet hier nicht allgemeinen Beifall. Der gegenwaär-
tige Nuntius nimmt an der Politik ſehr wenig Antheil.

Der Staatsrath von Teſſin hat dem Großen Rathe die-
ſes Kantons ein Projekt vorgelegt, die außerordentlichen
Koſten des Kantons durch ein Zwangsanlehen von 600,000
Lire zu 4 pEt. verzinsbar zu decken. Hierbei ſollen beſon
dert die geiſtlichen Korporationen in Anſpruch genommen
werden.

Freiburg, d. 18. Januar. Heute beſchloß der Gr.
Rath mit großer Mehrheit in zweiter Berathung endlich
Folgendes: 1) Die Urheber und Betheiligten am Sonder
bund bezahlen die Summe von 1,600,000 Liv. Keine Kate-
gorien; die einen ſind fur die andern verantwortlich. Die-
jenigen, die ſich auf dem von der proviſoriſchen Regierung
feſtzuſetzenden Verzeichniß befinden, können in einer Friſt von
14 Tagen ſich an die Gerichte wenden, oder auch andere
Mitſchuldige vor Gericht ziehen, wenn ſie wollen; 2) be-
zahlt die Weltgeiſtlichkeit 60,000 L. die proviſoriſche Regie
rung beſtimmt die Perſonen ebenfalls; 3) bezahlen die Kloö
ſter in der vom Gr. Rath beſtimmten Eintheilung 750,000
Liv. Dagegen bleibt die Karthauſe (Part- Dien), wie alle
uübrigen Klöoöſter, unaufgehoben. Die in drei Terminen zu
bezahlende Summe ware alſo 2,410,000 Liv., welche nicht
wieder zuruckbezahlt werden muß.

Die Berner Zeitung berichtet aus Zürich vom 20.
Jan. Wir vernehmen, daß Oberſt Ed. Ziegler bedin-
gungsweiſe ſeine Entlaſſung aus dem eidgenoööſſiſchen Stabe
verlangt habe. Ueber die Motive dieſes unerwarteten Schrit-
tes gibt deſſen hier folgendes Schreiben Aufſchluß: Zurich,
den 17. Jan. 1848. An den Tit. Präſidenten des h. Vor
orts in Bern. Exc.! Da ich, wenn ich den Monat Januar
vorbeigehen laſſe, ohne meine Entlaſſung aus dem eidge-
nöſſiſchen Stabe zu verlangen, möglicherweiſe noch 12/2
Jahre, d. h. bis zur ordentlichen Tagſatzung des Jahres
1849, gezwungen werden könnte, mich jeglichem eidgenoſ-
ſiſchen Dienſte zu unterziehen und ſomit auch zu gewaärtigen
hätte, je nach Umſtänden ein zweites Mal meiner Ueber
zeugung entgegen jedoch meinem Pflichtgefuhle getreu, ins
Feld ziehen zu muſſen, ſo ſehe ich mich genöthigt, mich
dahin zu erkläaäüren, daß, wenn es mir nicht vergonnt ſein
ſollte, mit Rückſicht auf meine gegenwärtige, im Monat
Januar gemachte Eröffnung, auch nach dem Januar meine
Entlaſſung zu verlangen und aus dem eidgenoſſiſchen Dien-
ſte zu treten, ich mir dieſelbe jetzt ſchon erbitten mußte,
und zwar um ſo eher, als die Streichung tuchtiger Offi
ziere aus dem Generalſtabe ſowohl als das Verfahren ge-
gen einzelne Perſonen und Korporationen in den Kantonen
des geweſenen Sonderbundes, ſowie hinwiederum provoci-
rende Aeußerungen gegen das Ausland, die zuweilen in den
höchſten Behörden vorkommen, mit meinen Anſichten und
Gefühlen zu ſehr im Widerſpruche ſtehen, und meines Er-
achtens in erſterer Beziehung nicht im Intereſſe des eidge-
nöſſiſchen Stabes liegen, andererſeits aber nicht zur Wohl
fahrt des Vaterlandes führen können, daher mein allfällig
längeres Verbleiben im eidgenöſſiſchen Stab allein auf der
Hoffnung beruht, es werde der Gang der Sache eine ge
mäßigtere Richtung annehmen, Amneſtie in moglichſt wei



tem Umfang ausgeſprochen und die Ausübung des Wahl-
rechts jeder Partei ungeſchmälert erhalten werden. Geneh-
migen Ew. Exc. die Verſicherung meiner vollkommenen Hoch
achtung. Ed. Ziegler, eidgenöſſiſcher Oberſt.

Auch Oberſt Burckhard ſoll ſeine Entlaſſung, wahr-
ſcheinlich aus ähnlichen Gründen wie Oberſt Ziegler, ver-
langt haben.

Frankreich.
Paris d. 20. Januar. Herr Couſin äußerte in der

vorgeſtrigen Sitzung der Pairskammer, daß das Miniſte
rium, nach den Aeußerungen des Herrn Duchatel zu ſchlie-
ßen, wohl vor der geſetzmäßigen Zeit zur Auflöſung der
Kammer eine Parlamentsreform vorſchlagen werde. Er
dankte dem Miniſter fur eine ſolche Ausſicht, erklärte je-
doch, daß, wenn ſie ſich wider Erwarten nicht erfuüllen
ſollte, er ſelbſt einen Vorſchlag in dieſem Sinne machen
wolle. Marguts von Boiſſy will die Erwähnung der feind-
lichen Leidenſchaften und ſubverſiven Meinungen aus der
Adreſſe herausvotirt haben. Der Referent, Baron von
Barante, weiſt auf die kommuniſtiſchen Meinungen, man
könne ſagen, Sekten hin, die das Eigenthum und die Fa
milie abſchaffen wollten um den Ausdruck, feindliche Lei-
denſchaften, auf irrige, wohlgemeinte, aber doch die of-
fentliche Meinung beunruhigende Jdeen hin und die ſub-
verſiven Meinungen zu rechtfertigen. Schließlich wurde das
Amendement des Herrn von Boiſſy Weglaſſung des Tadels
gegen die Reformbankette) verworfen und der Adreſſe-Ent-
wurf (wie ſchon berichtet) mit 144 gegen 22 Stimmen an-
genommen.

Jn der Deputirtenkammer uberreichte der Juſtizminiſter
einen Geſetzentwurf, der harte Strafen gegen die Stellen-
verkäuferei ausſpricht und alle diesfälligen Verträge fur
null und nichtig erklärt. Dupin zog hierauf ſeinen ähnli-
chen Antrag zuruück.

Der König praſidirte geſtern einem Miniſterrathe, der
von 11 bis 2 Uhr dauerte.

Zu einem häufig das Schloß beſuchenden Herrn, der
auch geſtern wieder eine Privataudienz bei dem Monarchen
hatte, ſagte derſelbe, als er ihn entließ: Theilen Sie dem
Publikum mit, daß wenn auch meine Seele leidet, doch
mein Körper nie in erwunſchterem Wohlſein war.

Der König empfing geſtern Abends um 9 Uhr die Pairs-
kammeradreſſe im großen Thronſaale und antwortete Fol-
gendes darauf: „Jch finde mit lebhafter Bewegung in die-
ſer Adreſſe den Ausdruck der Beileids- und Anhänglichkeits-
gefuhle wieder, die mir die Pairskammer ſchon bei Gele-
genheit des großen Unglücks ausdrückte, das mich in mei-
ner Familie betroffen. Jch ſpreche Jhnen meine dankbare
Anerkennung dafuür aus. Mit Freuden wiederhole ich der
Pairskammer, wie ſehr mich der eben ſo treue als aufge-
klärte Beiſtand beglückt, den ſie meiner Regierung unaus-
geſetzt gewährt. Wenn wir ſo ausdauernd fortfahren, wie
wir es ſeit bald achtzehn Jahren gethan, die Banden enger
zu ſchuürzen, welche die großen Staatsgewalten ſo glucklich
mit einander einigen, wird es uns gelingen, die Staats-
einrichtungen, die ſich Frankreich gegeben, mehr und mehr
zu befeſtigen und gegen jeden Angriff zu bewahren, jene
Staatseinrichtungen, welche in ſo weitem Sinne die fort-
ſchreitende Entwickelung ſeines Wohlſtandes, ebenſo ſehr
die Befeſtigung der Ordnung im Jnnern als den Frieden
nach Außen ſichern. Jch danke Jhnen darum von Neuem
recht herzlich fur alle Gefühle, die Sie ſoeben gegen mich
ausgeſprochen haben Die geſtrige Empfangesfeierlichkeit

in den Tuilerien dauerte nicht lange. Das diplomatiſche
Corps ſollte nach den Pairs in den Zimmern der Königin
zugelaſſen werden es iſt aber aus Beſorgniß, der König
möchte dadurch zu angeſtrengt werden, abbeſtellt worden.
Die „Débats“ ſagen Der Empfang von zweihundert Pairs
widerlegt am beſten die Geruchte, welche ſeit einigen Ta
gen böſer Wille, Wahn oder Furcht ausſtreuen. Der
König iſt allerdings ſeit dem herben Verluſt ſeiner Schwe
ſter faſt ſtets allein geblieben er hat nur die Miniſter em
pfangen und ſich nur mit Staatsangelegenheiten beſchäftigt,
die Louvrewache ſchutzt die Könige nicht gegen Familien
ſchläge, aber in den nächſten Tagen wird die Königin wie
der ihre Familienſäle offnen c.

Jn der Klageſache der bekannten Dem. DeluzyDes-
portes gegen Marſchall Sebaſtiani als Vormund der Kin-
der des Herzogs v. Praslin wurde geſtern vom Tribunal
der Seine dahin entſchieden, daß der Deluzy die ihr vom
Herzoge zugeſicherten Jahrespenſion von 3000 Fres., mit
Ruckſtänden vom 24. Aug. 1847 an ausgezahlt, und daß
ihr ferner das als ihr Eigenthum beanſpruchte Mobiliar c.
verabfolgt, ſo wie eine Summe von 4000 Fres., welche
ſie dem Herzoge zur Anlegung in Renten anvertraut hatte,
erſtattet werden ſoll. Die Deluzy hatte, ſtatt 4000 Fres.
die Summe von 5000 Fres. angeſprochen, der Marſchall
aber nachgewieſen daß ſie nur 4000 Fres. zu fordern habe.

Toulon, d. 16. Januar. Die Härte der Regierung
gegen die arabiſchen Gaſte läßt etwas nach. Die meiſten
derſelben ſchlafen nicht mehr auf gehacktem Stroh, das
man bisher Abends in einen Saal warf, ſondern ſie ha-
ben Strohſaäcke bekommen. Auch iſt ihre Koſt nicht mehr
ſo mager, wie fruher. Seit geſtern erhalten ſie Fleiſch.
Ein alter Häuptling, dem dieſe Großmuth ſehr ſonderbar
vorkam, kauerte ſich in eine Ecke des gemeinſchaftlichen
Saales auf Fort Malbousquet und ware in dieſer Ecke ge-
ſtorben, wenn man ihn nicht mit Gewalt zum Emir ge
bracht hätte. Letzterer ſoll ſich furchterlich enttäuſcht fuühlen.

Großbritannien und Jrland.
London, d. 18. Januar. Times veroffentlicht ge

ſtern die Antworten der Botſchafter von Frankreich, Spa-
nien und England auf die ihnen von der portugieſiſchen Re
gierung gemachte Modifikation, daß die Cortes eröffnet und
ſomit der Zweck des Londoner Protokolls vom 21. Mai er
fullt ſei. Der franzöſiſche und ſpaniſche Botſchafter geben
darauf einfach Empfangsanzeige und Verſicherungen des
Wohlwollens. Der engliſche Abgeordnete hingegen ſchreibt
die bedeutenden Worte zuruck: Sie benachrichtigen mich,
daß, nach der Meinung Jhrer Majeſtät der Königin von
Portugal, durch die Eröffnung der Cortes der Zweck des
Protokolls vom 21. Mai erfuüllt ſei. Jch muß dagegen be-
merken, daß ich nicht im Stande bin, Sr. Excellenz (dem
Herzog von Saldanha) mittheilen zu können, in wiefern
dieſe Meinung mit derjenigen der Regierung Jhrer britli-
ſchen Majeſtät ubereinſtimmt. Was die Punkte betrifft,
welche der Eröffnung der Cortes vorhergingen, ſo iſt es
nicht wahrſcheinlich, daß mir die Anſicht der Regierung Jh-
rer (britiſchen) Majeſtät mitgetheilt werden wird ehe neue
Mittheilungen darüber mit den Kabinetten von Paris und
Madrid gewechſelt ſind.

Jm Jahre 1841 ward von den Chineſen durch den
Vertrag von Canton die kleine Jnſel Hong-Kong an Eng-
land abgetreten. Die Engländer hegten von dieſer Erwer-
bung die größten Hoffnungen; Hong-Kong ſollte ein Sitz
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ihres Handels, ein Sicherheitshafen ihrer Flotte, die Burg
ihrer Heere, kurz, einer jener ihrer feſten Punkte werden,
an welchen ſie das Netz des Welthandels und der Welt-
errſchaft ausgeſpannt haben. Allein jene Erwartungenz bis jetzt nicht erfullt worden; HongKong iſt unbedeu

tend geblieben die engliſche Niederlaſſung auf der Jnſel iſt
in einer traurigen Verfaſſung. Es iſt eine genaue Unter
ſuchung angeſtellt worden uber die Urſache dieſes Fehlſchla
gens. Außer gewiſſen Unbequemlichkeiten der Lage ergab
ſich, daß man die Chineſen, auf deren Niederlaſſung man
gerechnet, durch eine ruckſichtsloſe Behandlung zuruckge
ſchreckt hatte. Man hatte an jeden auf der Jaſel landen
den Chineſen das Verlangen geſtellt, er ſolle ſich einen
Paß verſchaffen, während doch die Chineſen zu viel per-
ſönliches Selbſtgefuühl beſitzen, um nicht im Paßweſen eine
ungebuhrliche Beläſtigung zu erblicken; man hatte, wenn
man ſie beſtrafen wollte, ihnen zuweilen die Zoöpfe abge-
ſchnitten, was ſie fur allzu beleidigend halten. Auch ſonſt

ſind in der Verwaltung der Jnſel unter dem bisherigen
Statthalter, Sir Johns Davis, Fehler begangen worden.
Man iſt geſpannt darauf, wem das Thor von China kuünf
tig wird anvertraut werden. Der Statthalter von Hong
Kong iſt zugleich als britiſcher Geſandter fur das himmli-
ſche Reich anzuſehen.

Spanien.
Madrid, d. 11. Januar. Die Herzogin von Seſſa

(Tochter des Jnfanten Don Francisco) hat das Kind von
dem ſie vor einem Monat entbunden wurde, noch immer
nicht taufen laſſen weil die Regierung ihr unterſagt hat,
ihm auch ihren Familiennamen Bourbon beilegen zu laſ-
ſen. Vergeblich beruft die Herzogin ſich darauf, daß ſämmt
liche Kinder, welche der Herzog von Rianzares mit der Kö-
nigin Chriſtine erzeugte, den Namen „Muoz y Borbon
erhielten. Man wendete dagegen ein, ſie, die Herzogin
von Seſſa, könne ſich nicht mit einer Königin vergleichen.

Bekanntmachungen.
Acten- Verkauf.

Auf
den 9. Februar 1848 Vorm. 10 Uhr

ſollen an hieſiger Gerichtsſtelle mehrere

Vermiethung.
Ein geräumiger Laden,

Räumen, ſowie auch ein großes Familien
Logis, ſind vom 1. April d. J. zu vermie

then gr. Steinſtraße Nr. 130.

Ein junges Mädchen aus anſtändiger
Familie, in den zwanziger Jahren, wünſcht
ein Unterkommen in einer Familie, und
ſieht weniger auf hohen Gehalt, als an-
ſtändige Behandlung. Sie iſt im Stande

nebſt großen

caſſirte Acten an den Meiſtbietenden gegen
ſofortige Zahlung verkauft werden.

Cönnern, den 21. Januar 1848.
Königl. er Kommiſſion.

eiſte.

Weißgerberei-Anlage.
Der Weißgerbermeiſter Seidel hier be-

abſichtigt in ſeinem vor dem Halliſchen
Thore beſitzenden Hauſe eine Weißgerberei
anzulegen. Dies wird in Gemäßheit 9. 29
der Gewerbe- Ordnung vom 17. Januar
1845 mit der Aufforderung bekannt ge-
macht, etwaige Einwendungen dagegen bin-
nen vier Wochen präcluſiviſcher Friſt bei
uns anzubringen.

Zörbig, den 21. Januar 1848.
Der Magiſtrat.

Die Erben des verſtorbenen Schönfär-
bers Bachran beabſichtigen, das zu deſ-
ſen Nachlaß gehörige, vor dem Klausthore
am Getreidemarkt unter Nr. 2153b bele-
gene, Haus meiſtbietend zu verkaufen. Jn
deren Auftrage habe ich hierzu Termin auf

den 29. d. M. Vormittags
11 Uhr

in meinem Geſchäftszimmer angeſetzt.
Halle, den 19. Januar 1848.

Der Juſtiz- Kommiſſarius
Riemer.

Bei dem Schmiedemeiſter Senff auf
dem Neumarkt ſtehet ein neuer zweiſpän-
niger ſtarker Leiterwagen mit eiſernen Ach-
ſen und ſchmalen Felgen zum Verkauf.

Vier fette Kühe ſtehen auf dem Ritter-
gut Adendorf bei Gerbſtädt zum Ver-
kauf.

Wwe. Scheibner.

Einem geehrten hieſigen und auswärti-
gen Publikum beehre ich mich hiermit er-
gebenſt anzuzeigen daß ich die Gaſt und
Schenkwirthſchaft zu den drei Kugeln, vor
dem Klausthor belegen, von Herrn Scho
ber übernommen und mit dem heutigen
Tage eröffnet habe.

Die Lokalität iſt aufs Reinlichſte und
Bequemſte wieder hergeſtellt, und werde ich
wie bisher ſtets beſorgt ſein alle die lieben
Freunde, die auch hier bei mir einſprechen,
in gewohnter Aufmerkſamkeit mit guten
Speiſen und Getränken zu bedienen. Aus-
wärtigen diene noch zur gefälligen Nach
richt, daß Stallung hinreichend vorhan-
den iſt.

Halle, den 26. Januar 1848.
Theodor Hummelmann.

HausVerkauf.
Jn einem lebhaften Städtchen der Pro

vinz Sachſen, an der Berlin- Leipziger
Straße belegen, ſteht ver änderungshalber
ein ganz neues Wohnhaus, beſtehend aus
5 Stuben Kammern 2c., nebſt einem
Stall, einem maſſiven Färberei- Gebäude,
einem daran ſtoßenden ſchön eingerichteten
Garten, ſowie zwei dazu gehörigen Acker
kabeln, mit oder ohne ſämmtliche Färberei-
Utenſilien, ſofort unter ſehr annehmbaren
Bedingungen zu verkaufen.

Das Wohnhaus eignet ſich namentlich
ſeiner vorzüglichen Lage wegen ſehr gut zu
Einrichtung eines Handelsgeſchäfts.

Nähere Auskunft giebt auf portofreie
Anfragen der Herr Expedient Grünert
zu Brehna.

eine nicht zu große Wirthſchaft zu führen,
und würde ſich auch gern der Erziehung
der Kinder mit unterziehen. Nähere Aus-
kunft darüber will Hr. Cantor Gräßner
in Keuſchberg bei Dürrenberg zu erthei-
len die Güte haben.

Ein Burſche vom Lande kann ſogleich
oder zu Oſtern in die Lehre treten beim
Schneidermeiſter Nietſch, große Stein
ſtraße Nr. 171.

Jn meiner Materialhandlung kann ein
junger Menſch von guter Erziehung und mit
den nöthigen Schulkenntniſſen verſehen, un
ter billigen Bedingungen jetzt oder zu Oſtern
als Lehrling ein Unterkommen finden.

Hettſtädt, den 24. Januar 1848.
Ernſt Leonhardt.

Taubſtummen- Anſtalt.
Die geehrten Loosinhaber erſuche ich er

gebenſt, die noch vorhandenen Gewinne der
vorjährigen Verlooſung ſpäteſtens bis zum
6. Februar c. abzuholen. Die dann noch
zurückgebliebenen Gegenſtände würden als
Geſchenk betrachtet der nächſten Verlooſung
zugetheilt werden.

Halle, den 25. Januar 1848.
Klotz, Vorſteher der Anſtalt.

Jn der Schwetſchke'ſchen Sort.
Buchh. iſt vorräthig:

G. König: Grundzüge der

Pharmacie.
Vorzüglich für junge Aerzte und angehende

Mediciner. gr. 8. Geh. Preis 10 A.



Die Goldberger'ſchen
galvano-eleetriſchen

heumatismus Ketten
betreffend.

Vielfache Verwechſelungen veranlaſſen mich zu der Erklärung, daß meine eigenthümlich conſtruirten galvano-electriſchen
Rheumatismus- Ketten weder ihrer Form noch ihrem Weſen nach irgendwie eine Aehnlichkeit mit den ſogenannten »Rheu-
matismusAmuletteng oder »Ableitern« haben und daß dieſelben in Halle nur bei Herrn Franz Laage, ſowie in Als-
leben bei Herrn Rathmann F. G. Meiſſe, in Eisleben bei Herrn Anton Wieſe, in Merſeburg bei Herrn
Louis Garcke und in Wettin bei Herrn Theodor Schreiber zu den Fabrikpreiſen vorräthig ſind.

J. T. Goldberger in Tarnowitz, im Oberschles. Bergbezirh.
Fabrik von galvano-electriſchen Apparaten.

Gaſthofs- Verkauf.
Jn einer freundlichen Provinzialſtadt iſt

ein gut eingerichteter Gaſthof erſter Klaſſe
mit großen Räumlichkeiten und einigem
Jnventarium, nebſt 30 Morgen gutem
Acker, für 6000 und Anzahlung,
wegen ſchleuniger Veränderung des jetzigen
Befitzers, zu verkaufen.

Selbſtkäufer wollen ihre Adreſſen mit
C. C. No. 61. bezeichnet in der Expedition
des Couriers franco einreichen.

Ein Handlungs-Etabliſſement
wird in einem großen wohlhabenden, über
600 Seelen haltenden und von der näch
ſten Stadt einige Stunden entfernten
Dorfe gewünſcht.

Bemittelte und qualificirte Reflectanten
wollen ihre Offerten mit der Chiffre A.
No. 11. bezeichnet in der Expedition des
Couriers franco abgeben.

Ein tüchtiger und geſchickter Glaſermei-
ſter fehlt in einer lebhaften verkehrreichen
Stadt derſelbe würde mit einigen hundert
Thalern Vermögen ein gutes Geſchäft
durchführen können. Mittelſt Abgabe der
Adreſſe v. V. franco bei der Expedition des
Couriers ſoll das Nähere erfolgen.

Zum Pfannkuchenfeſt
Sonntag den 30. Januar, wobei das Mu-
ſikchor des Halliſchen Füſilier Bataillons
ſeine Aufwartung machen wird, ladet er
gebenſt ein

Gaſtwirth Müller in Nietleben.

finden Oſtern d. J.
Ranniſche Straße

Zwei Penſionaire
freundliche Aufnahme
Nr. 538 in Halle.

Grundſtücke und Kapitale weiſt fort
während nach Chr. Kellner in Brach-
ſtädt.

Haus- Verkauf.
Ein Haus, mit Gemeindekabeln, 3 Stu-

ben, 2 Kellern, reichlicher Stallung und
großem Hofraum, für ein jedes Geſchäft,
vorzüglich für einen Oebſter paſſend, ſoll
aus freier Hand verkauft werden durch
Chr. Kellner in Brachſtädt.

HausVerkauf.
Ein Haus, ganz neu gebaut, mit Stal-

lung und Hofraum, für einen jeden Pro-
feſſioniſten paſſend, ſoll eiligſt verkauft
werden in Brachſtädt durch Chr. Kell-
ner.

Der Uhrmacher Beyer in Lauchſtädt
empfiehlt ſich mit einem wohlaſſortirten
Lager von Taſchenuhren verſchiedener Gat-
tung für reelle Arbeit wird garantirt und
bittet derſelbe um geneigten Zuſpruch.

Lauchſtädt, den 23. Januar 1848.

Für ein hieſiges Tabacks-Detail- Geſchäft
wird zum ſofortigen Antritt ein durch gute
Zeugniſſe empfohlener Commis geſucht, der
aber wo möglich nicht ganz jung mehr iſt.
Frankirte Adreſſen ſind unter der Bezeich
nung X. No. 20 in der Expeditlon des
Couriers niederzulegen.

Holz- Verkauf.
Mittwoch den 2. Februar Morgens 10

Uhr ſollen bei dem Naumann'ſchen Gute
zu Mötzlich circa 200 Stück Nutz-Rü-
ſtern, welche ſich ſehr für die Herren Mül-
ler und Stellmacher eignen, öffentlich ver
ſteigert werden. Die Bedingungen werden
vor dem Termine bekannt gemacht.

Mötzlich, den 24. Januar 1848.

Reife Ananas,
in ſaftreichen Früchten von beliebiger Aus-
wahl, ſowie eingezuckerte in Glaskruken,
ſind fortwährend in ganzen Partieen und
im Einzelnen zu haben im Wucherer'ſchen
Garten vor dem Ober- Steinthor beim Gärt-
ner Müller.

Luft-Pfeifen mit amerikani-
ſchen Schilfröhren, die ſich vor
den anderen Sorten durch Leich-
tigkeit auszeichnen, empfiehlt

F. A. Spieß
am Waiſenhauſe.

Da mein Meubles Magazin jetzt eine
ſehr große Auswahl modern und gut ge
arbeiteter Meubles, Spiegel (vorzüglich groß
in Barocke) und Polſterwaaren darbietet,
ſo erlaube ich mir daſſelbe zur gütigen
Beachtung beſtens zu empfehlen.

Heinrich Kretſchmann.
Halle, Brüderſtraße Nr. 221.

Ein tüchtiger Hofemeiſter und eine rein-
liche fleißige Wirthſchaftsmamſell können
zum 1. April einen Dienſt erhalten. Man
melde ſich kl. Ulrichsſtraße Nr. 999 parterre.

Gebauerſche Buchdruckerei.

Auf dem Rittergut Wernsdorf bei
Merſeburg ſtehen ein paar gut angefüt-
terte, noch junge Ochſen zum Verkauf.

E. Burckhardt.
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